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DER FOURIER f ^
Offizielles Organ des Schweizerischen Fourierverbandes und des Verbandes Schweizerischer Fouriergehilfen

Nachdruck sämtlicher Artikel nur mit Bewilligung der Redaktion Nutzauflage 9856 (WEMF 14. 11. 73)

VON JAHR ZU JAHR

Das Militärjahr 1975

I. /l/ZgewN««
1. Die militärische Tätigkeit im Jahr 1975 lief in ruhiger Kontinuität weiter. Grosse Ereignisse.,
wie besondere militärische Höhepunkte oder hemmende Vorkommnisse haben sich nicht ein-
gestellt. Die Armee konnte auf allen Stufen in gründlicher und planmässiger Arbeit ihre Auf-
gaben erfüllen. Dabei ist es gelungen, einige grosse Unternehmungen zu einem vorläufigen
Abschluss zu bringen, die für das künftige Geschick unserer militärischen Landesverteidigung
bedeutungsvoll sind. Insbesondere war es möglich, das grosse 1950 abzuschlies-
sen und ebenso gelang es, die umfangreichen Vorarbeiten für die einer neaen
Ka/np///agzeagr zu beendigen und den eidg. Räten hierfür einen wohlbegründeten Beschaffungs-
antrag zuzuleiten. Neben diesen beiden militärischen «Grossereignissen» konnte im Jahr 1975

— wie im folgenden gezeigt werden soll — eine Vielzahl kleinerer und kleinster Aufgaben
im Dienste der Armee bewältigt werden, mit welchen unsere Armee eine innere und äussere
Stärkung erfuhr.

2. Die tyir/rcAa/r&Aea Rezerr/oarerrr/reiaangcv, verbunden mit den wachsenden Schwierig-
keiten im Finanzhaushalt des Bundes, die sich schon im Jahr 1974 ankündigten, haben sich
im Jahr 1975 deutlich fühlbar gemacht. Sie veranlassten allenthalben im Staat, und damit auch
für die Armee, Beschränkungen verschiedenster Art und zwangen zu Sparsamkeit und grosser
Zurückhaltung in der Ausgabenpolitik.
Gegen Ende des Jahres sind im Bereich der Finanz- und Wirtschaftspolitik des Bundes Mass-
nahmen an die Hand genommen worden, die auf dem Weg über die Bundesaufgaben zur
Belebung der Konjunktur beitragen sollen; in diese Bemühungen wird mit einem angemesse-
nen Anteil auch die Armee mit ihren Beschaffungsbedürfnissen eingeschaltet. Diese Mass-
nahmen geben Anlass zu einer grundsätzlichen Betrachtung über die Stellung der Af/fo/irar/j-
gö/ze« /« r/er Ko«/w«L<arpoto/L r/er fWrr/er. Wir haben in den letzten Jahrzehnren hierfür
grundlegend verschiedene Lösungen erlebt, die einen instruktiven Einblick in dieses Problem
gewähren. Bereits der militärischen Aufrüstungsphase vor 1939 kam in einem nicht geringen
Mass die damalige Wirtschaftskrise zugute; ein erheblicher Teil der zwischen 1935 und 1939

für Aufrüstungszwecke bereitgestellten Mittel waren gleichzeitig dazu bestimmt, der damaligen
wirtschaftlichen Depression entgegenzuwirken und der Arbeitsbeschaffung zu dienen. Umge-
kehrt lagen die Verhältnisse in der Zeit der wirtschaftlichen Hochkonjunktur der Nachkriegs-
zeit. Hier hatte der Staat die Aufgabe, beizutragen, dass eine weitere Überhitzung der Kon-
junktur und damit ein weiteres Anwachsen der Teuerung verhindert wurde. Immer wieder
mussten während diesen Jahren an sich notwendige Vorhaben der Armee, insbesondere mili-
tärische Bauprojekte, zurückgestellt werden, um damit zur wirtschaftlichen Stabilisierung und
zur Dämpfung der Konjunktur beizutragen. Mit der heutigen Rezession hat sich das Blatt

Gersau, Februar 1976

Erscheint monatlich
49. Jahrgang Nr. 2

37



erneut gewendet. Nun muss die Armee nicht mehr mithelfen zur Bremsung der Uberkonjunk-
tur, sondern sie nimmt wieder Anteil am Prozess der Konjunkturbelebung. Diese wechselvolle
Entwicklung zeigt die interessante Rolle der Armee als Instrument unserer Konjunkturpolitik.

3. Armee und Militärverwaltung fühlen die tw'r/rcFa/EfcFe Rezerr/o« auch in verschiedenen
andern Gebieten.

Innerhalb der Truppe war eine unverkennbar genvwde/ze Ej»r/e/f«»g zu den Fragen der Armee
festzustellen, deren Gründe zum Teil in dem erschwerten wirtschaftlichen Existenzkampf,
vor allem der jüngeren Wehrmänner liegen dürfte. Diese haben zu einer positiveren und ver-
ständnisvolleren Haltung gegenüber den Problemen der Landesverteidigung geführt, was sich
unter anderem in einer erhöhten Bereitschaft zur militärischen Weiterausbildung, d. h. zur
Leistung der zusätzlichen Beförderungsdienste äusserte. — Auch haben die Agitationen gegen
die Armee, sowohl nach Umfang als auch nach Bedeutung, deutlich abgenommen.

In den Rekrutenschulen hat es sich gezeigt, dass die ProF/etwe c/ct HrèePsfoifgEe/'/ zu einem
erheblichen Teil die junge und jüngste Schicht unserer Arbeitnehmer treffen. Der Kampf
gegen die Jugendarbeitslosigkeit erweist sich als vordringliche Aufgabe von Staat und Wirt-
Schaft. Mit einem Merkblatt vom 9. April 1975 betreffend Schutz des Arbeitsverhältnisses bei
Militärdienst gab das EMD den Wehrpflichtigen die notwendigen Hinweise über ihre arbeits-
rechtlichen Verhältnisse bei Dienstleistungen.
Die Herabsetzung der Kredite für Forschung und Entwicklung und Beschaffung von Kriegs-
material hat in den MFEÄrtüerteäffe« der ß««der zu einem fühlbaren Beschäftigungsrückgang
geführt. Diese Auswirkungen der Sparmassnahmen sind vor allem in den beiden Munitions-
fabriken (Thun und Altdorf) sowie der Pulverfabrik Wimmis fühlbar; auch das Eidg. Flug-
zeugwerk Emmen steht vor einem einschneidenden Rückgang seines Auftragsbestandes.

4. Im Berichtsjahr 1975 sind die Völker dem Friede« ««d der 5/cFerFed iFrer ExiVe«z kaum
einen entscheidenden Schritt näher gekommen. Trotz aller Beteuerung des Willens nach fried-
licher Zusammenarbeit konnten die materiellen und ideellen Gegensätze und die Spannungen
unter den Nationen nicht überwunden werden. Die militärischen Vorbereitungen liefen mit
erhöhter Kadenz weiter und äusserten sich in einem bisher nie erlebten RiE/ziwgwe«/^/ zu
Land, in der Luft und auf dem Wasser. Dabei ist nicht zu übersehen, dass sich zwischen den
grossen Mächteblocks ein immer deutlicheres Ungleichgewicht der Rüstungen, insbesondere
im konventionellen Bereich, einstellt. Solche Übergewichte einzelner Mächte haben sich im
Verlauf unserer Geschichte immer als gefährlich erwiesen; sie zwingen uns auch heute zu
bestmöglicher militärischer Bereitschaft.
Diese Erkenntnis wird bestätigt von den ErgerW.w« der iv/ervfl.'/oWe« Rcw/Vrewzt'«, deren
Ziel in der Stabilisierung der internationalen Lage liegt. Die seit dem Jahr 1973 geführten
R5ZE-Ve;/jz7«d/«»ge« (Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa), an denen
die Schweiz mit konstruktiven Vorschlägen mitgewirkt hat, kamen im Sommer 1975 zu
einem ersten Abschluss. Ihr Ergebnis hat viele Wünsche unerfüllt gelassen, dennoch dürfte
darin ein erster Anfang liegen, von dem wir — mit «vorsichtigem Optimismus» — eine gute
Weiterentwicklung erhoffen. Mit Recht hat Bundespräsident Graber namens des Bundesrats
an der Schlusskonferenz vom 50. Juli 1975 in Helsinki erklärt, dass unser Land gute Gründe
habe, weiterhin militärisch wachsam zu bleiben. Bundespräsident Graber erklärte wörtlich:

«Der gegenwärtige Stand der Arbeiten der Konferenzen, die sich mit dem Abbau
oder der Begrenzung der Rüstungen beschäftigen, bestätigt uns auf jeden Fall, dass
eine den Herausforderungen des modernen Krieges angemessene Verteidigung für
ein Land wie das unsrige eine dringende Notwendigkeit bleibt.»

Unter den sogenannten vertrauensbildenden Massnahmen wurde mit der KSZE-Schlussakte
auch vereinbart, dass sich die Signatarstaaten drei Wochen zuvor ihre «zFEäracFe« AfatzoFer

werden, an denen Landstreitkräfte von mehr als 25 000 Mann teilnehmen. Gestützt
auf diese Vereinbarung hat die Schweiz am 10. Oktober 1975 über die schweizerischen Bot-
schaffen 32 europäische KSZE-Staaten sowie die USA und Kanada über die zwischen dem
10. und dem 18. November 1975 in der Ostschweiz stattfindenden, kombinierten Manöver
unseres Feldarmeekorps 4 orientiert.
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Auch die übrigen internationalen Konferenzen, insbesondere

- ÄfBFR-V>rFa«<//a«ge« (Gespräche in Wien über eine gegenseitige ausgewogene Truppen-
reduktion in Europa),

- die Genfer Konferenz zur ÜFerpra'/aag z/er zl/OOTrperrrer/ragr,

- die AALT (Gespräche über die Begrenzung der strategischen Waffen),

brachten keinen Durchbruch zu einer entscheidenden Verminderung der internationalen Span-
nungen.

5. Mit einem Bericht vom 29. September 1975 legte der Bundesrat der Bundesversammlung das
LeirèiW r/er vlrr»ee z« r/e« acF/zz'ger JaFmz («Armee-Leitbild 1980») vor. Dieses erstmals in
dieser Form erarbeitete Dokument ist ein militärisches Planungsinstrument, das einerseits
die handelnden militärischen Stellen auf bestimmte militärische Zielsetzungen ausrichten, und
anderseits Parlament und Öffentlichkeit frühzeitig über die im Bereich der Landesverteidigung
geplanten Massnahmen orientieren soll. Das Armee-Leitbild 80 legt für die vorausschaubare
Zukunft der achtziger Jahre dar, wie sich die militärischen Stellen und der Bundesrat die
Erfüllung der Aufgaben der Armee im Rahmen der Gesamtverteidigung vorstellen. Dabei
werden die leitenden Grundsätze umschrieben, nach denen die Armee an die erwartete Ent-
wicklung unserer Umwelt und an die möglichen Formen der innern und äussern Bedrohung
angepasst werden sollen. Ohne ein endgültig bindendes und abschliessendes Programm zu
bilden, werden vom Leitbild die entscheidenden Zielvorstellungen herausgearbeitet und be-
gründet, die für die Weiterentwicklung unserer militärischen Landesverteidigung massgebend
sein sollen. Das Armee-Leitbild 80 ist der Bundesversammlung zur Kenntnisnahme zugeleitet
worden. Es wird die beiden Räte im Jahr 1976 beschäftigen.

6. Mit einer in grosser Auflage verbreiteten, illustrierten Broschüre «U/zrere

(Gesamtverteidigung), die eine leicht verständliche Zusammenfassung des Berichts des Bundes-
rats vom 27. Juni 1973 über die Sicherheitspolitik der Schweiz enthält, möchte der Bundesrat
den Gedanken unserer Sicherheitspolitik in weiten Kreisen unserer Bevölkerung publik
machen.

7. Mit Rücksicht auf die Finanzlage des Bundes hat der Bundesrat das Projekt für die Errich-
tung eines schweizerischen i'zz.rZzVzz/.s' /«> ««i vorläufig zu-
rückgestellt. Immerhin sollte damit nicht ein Verzicht auf jede schweizerische Tätigkeit im
Bereich der Friedensforschung ausgesprochen werden.

II. Af/toà>gereftgeFt/«g «zzzZ Af//z7Z/rferzW/««,g

8. Die Vorarbeiten für eine RewVzo» z/er Fez'z/e» à'Fer Azr Afz7//à>jZra/ztzere?z

(Militärstrafgesetz und Militärstrafgerichtsordnung) konnten so weit gefördert werden, dass

im Jahr 1975 ein Vernehmlassungsverfahren über die Vorentwürfe durchgeführt werden
konnte. Dieses Vernehmlassungsverfahren wurde von 50 Behörden und Organisationen be-

nützt, deren Antworten wertvolle Anregungen ergaben, die soweit sie berücksichtigt werden
können, in den endgültigen Revisionsentwürfen für die beiden Gesetze ihren Niederschlag
finden werden.

Von Interesse ist in diesem Zusammenhang eine Erklärung der Europäischen Menschenrechts-
kommission, dass die Europäische Menschenrechtskonvention auf das militärische Disziplinar-
recht keine Anwendung findet.

9. Weit gediehen sind im Jahr 1975 auch die Vorarbeiten für eine grundlegende Nezz/izrrazzg
z/m Dzezzr/reg/e»zezz/r der Armee. Darin sollen insbesondere die Rechte und Pflichten des Wehr-
mannes noch umfassender als bisher umschrieben werden. Für die Regelung des militärischen
Disziplinarstrafrechts muss das Dienstreglement die Neufassung des entsprechenden Abschnitts
des Militärstrafgesetzes abwarten.
Das Dienstreglement, das bisher allen Offizieren und Unteroffizieren und auf Verlangen allen
übrigen Wehrmännern abgegeben wurde, soll inskünftig automatisch allen Rekruten ausge-
händigt werden.
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10. Die Vorarbeiten für die ,9<7><»//«»g et»« ZewW/cvw/ej erfuhren im Berichtsjahr eine intensive
Förderung. Das Vernehmlassungsyerfahren über den Bericht der Expertenkommission des

EMI) für die Behandlung der Münchensteiner Zivildienst-Initiative fand mit 117 Antworten
ein unverhältnismässig grosses Interesse. Die Antworten sind in einem Bericht an den Bundes-
rat zusammengefasst worden; dieser hat anschliessend das EMD beauftragt, eine Botschaft
an die Bundesversammlung betreffend Revision von Artikel 18 der Bundesverfassung (Wehr-
pflichtartikei) vorzubereiten. Ein solcher Entwurf lag im Herbst 1975 vor; er dürfte nach
seiner endgültigen Bereinigung im Frühjahr 1976 den eidg. Räten zugehen.

Die Zahl der von den Militärgerichten wegen Dienstverweigerung verurteilten Wehrpflichtigen
hat eine leichte Abnahme erfahren.

11. Die Kommission des Nationalrats, die sich mit dem Problem eines zu
befassen hat, konnte die von ihr suspendierten Arbeiten im Berichtsjahr nicht aufnehmen,
da hierfür weder im Bereich des «zivilen Ombudsman», noch der militärischen Gesetzgebung
(Revisionen des MStG und des DR) die Voraussetzungen geschaffen wurden.
Innerhalb des EMD wurde die im Jahr 1971 versuchsweise eingeführte Bera/wtgrVe/Ze /«> per-
,s'o«e//e A«ge/ege«/;e/ten weiterhin im Amt belassen.

12. Die Renten der Militärversicherung wurden auf den 1. Januar 1976 um 5% erhöht; gleich-
zeitig wurde der anrechenbare |ahresverdienst auf höchstens 56 196 Franken neu festgesetzt.
Dieser Erhöhung liegt die Feststellung zugrunde, dass die Renten auf den 1. Januar 1975 bis
zum Stand des Landesindexes von 157,1 Punkten ausgeglichen wurden und dass der Rück-
stand der Renten wegen der weitergehenden Teuerung Ende Oktober 1975 7,9 Punkte oder
5,02 % betrug. Die Renten wurden deshalb bis zum Indexstand von 165 Punkten ausgeglichen.

15. Mit dem Bundesgesetz vom 3. Oktober 1975 über die £r!zw/u<w/t7//e«/.yc/>ä£//,gzr«ge?z an
WVAr- ««</ Z/tT/icB«Zzp//;VB//ge(— der 4. Revision der Erwerbsersatz-
Ordnung — wurde eine erneute Anpassung der Erwerbsersatzentschädigungen an die Ein-
kommensentwicklung vorgenommen. Gleichzeitig wurden die Entschädigungen für Allein-
stehende und die Entschädigungen während Beförderungsdiensten sowie die Betriebszulagen
für Selbständigerwerbende verbessert. Mit diesen Anpassungen ist das für die Armee ausser-
ordentlich bedeutsame Sozialwerk den neusten Bedürfnissen angeglichen worden.

14. Die von den eidg. Räten am 4. Oktober 1974 beschlossene Änderung des Bundesgesetzes
über die Militärorganisation, die auf den 1. Januar 1975 in Kraft getreten ist, brachte ver-
schiedene administrative Neuerungen. Hinzuweisen ist insbesondere auf den geänderten Arti-
kel 63 des Gesetzes, wonach die Grat//>ezeicB«/r/7,ge?z ///>• BöBere 5ra&ro//zz/ere wie
folgt lauten: «Korpskommandant», «Divisionär», «Brigadier». Nachdem diese Bezeichnungen
seit der letzten Revision des Dienstreglements bereits für den mündlichen Verkehr galten,
sind sie zu Beginn des Jahres 1975 als allgemein anwendbar erklärt worden.

15. Mit einer Botschaft vom 19. Februar 1975 über die Änderung der Truppenordnung bean-

tragte der Bundesrat den eidg. Räten eine Neugestaltung der Versorgungsformationen sowie
die Umwandlung und Umbenennung von Truppengattungen und Dienstzweigen. Die bean-

tragte Reorgatf/jaiz'o« t/es t/er /Wzee ist Bestandteil der langfristigen mili-
tärischen Gesamtplanung. Sie soll eine bestmögliche Koordination der Versorgungsaufgaben
zwischen Armee und Gesamtverteidigung ermöglichen und soll mit einer modernisierten Vor-
rats- und Unterhaltskonzeption eine in allen Bereichen rationellere Versorgungsorganisation
schaffen. In Aussicht genommen ist eine wesentliche Straffung der Versorgungsformationen
der Armee; diese soll nach der Einführung der neuen Organisation nur noch über 47 Stäbe
(bisher 88) von Versorgungsverbänden und über 237 Versorgungseinheiten (327) verfügen,
die insgesamt einen Sollbestand von rund 38 000 Mann (45 000) aufweisen. Neben den organi-
satorischen Vereinfachungen soll die neue Organisation auch finanzielle Einsparungen ermög-
liehen.

Die eidg. Räte haben dieser Rmisvo« 75/II t/fr 7V«ppen<W/z?/«g mit Bundesbeschluss vom
5. Oktober 1975 zugestimmt.
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16. Die mit dem Bundesbeschluss vom 3. Oktober 1975 vorgenommene Neugestaltung der
Versorgungsformationen sowie die Umwandlung und Umbenennung von Truppengattungen
und Dienstzweigen machten eine der Die«.s7orr/«zz»g der BID vom 31. Januar 1968

notwendig. Der Bundesrat hat diese Revision mit einer Verordnung vom 1. Dezember 1975

vorgenommen, mit welcher folgende Änderungen getroffen wurden:

a) Reparatwr/rwppe«

Die Ausbildung, Kontrollführung und Verwaltung der Re/watrrr- ««d Afa/er/kf/rappe« gehen
von der Abteilung für Transportdienst und Reparaturtruppen an die Kriegsmaterialverwaltung
über. Zur Kriegsmaterialverwaltung sind übergetreten:

- die bisherige Abteilung Reparaturtruppen bei der Abteilung für Transportdienst und
Reparaturtruppen;

- der Bereich Reparaturtruppen von der Sektion Personelles bei der Abteilung für Trans-
portdienst und Reparaturtruppen;

- die Schulen und Kurse der Reparatur- und Materialtruppen.

b) 7Va;zjpor//)7/ppe«, 57rajj£wpofee//ot7wt7//o/z<?»

Die Abteilung für Transportdienst und Reparaturtruppen führt nun die Bezeichnung
/zVr (ATT). Ihr obliegen neu Ausbildung, Verwaltung und Kontrollführung
der Etr<meKpo//ze//orOTaEo«e«, die bisher der Abteilung für Mechanisierte und Leichte Truppen
unterstanden.

et der Afzztt/Ao«

Die Munitionsverwaltung ist von der Kriegsmaterialverwaltung an das Oberkriegskommissariat
übet gegangen. Gleichzeitig wurde dem Oberkriegskommissariat das Eidg. Munitionsdepot
Thun unterstellt. Die Sektion Munitionsverwaltung der Kriegsmaterialverwaltung wurde eben-
falls dem Oberkriegskommissariat zugeteilt.

17. Mit verschiedenen Erlassen verwaltungsrechtlicher Natur hat der Bundesrat bisherige Vor-
Schriften veränderten Verhältnissen angepasst:

a) Eine Verordnung vom 27. November 1975 über die w//.'2ärar7><?// Ezzrrc/täd/gzzHge« brachte
eine Erhöhung der Ansätze für die Mundportionsvergütung, die Kantonnementsentschädigun-
gen, die Kilometervergütungen bei der Benützung privater Fahrzeuge und die Entschädigungen
für das Überbringen und Abholen von Miet- und Requisitionsmotorfahrzeugen. Tm Einver-
nehmen mit dem Beauftragten für die Überwachung der Preise, Löhne und Gewinne wurde
die Mundportionsvergütung um 50 Rp. auf 5 Franken erhöht. Die Entschädigungsansätze für
die Benützung von Kantonnementen, Küchen, Essräumen und ihre Beleuchtung sind neu wie
folgt festgelegt worden: Fr. 1.10 (90 Rp. seit 1972) für heizbare Räume im Hotel- und Gast-
wirtschaftsgewerbe; 90 Rp. (70 Rp. seit 1972) für heizbare Räume öffentlicher oder privater
Gebäude.

b) Zwei Beschlüsse des Bundesrats vom 26, und 27. November 1975 brachten Änderungen der
Vorschriften über die Vmca/M/zg r/er icAzceizemehe« /lr.wee. Damit wurden unter anderem
die Auszahlung von Sold und Mundportionsvergütung an die Rechnungsführer für die Rech-
nungsablage aufgehoben, die Transportbestimmungen im Blick auf den neuen Wagenladungs-
frachtbrief geändert und die Bestimmungen über die Baugeräte dem neuen Reglement Genie-
dienst angepasst.

c) Schliesslich hat der Bundesrat mit einem Beschluss vom 15. Dezember 1975 eine Er/jo'/N/vg
r/er /£Er//c/>e« <r» t//e LN/.trfoVOTgretW/ere vorgenommen, und zwar von 2000.—
auf 2400.— Franken für Kai. A, das heisst in der Fallschirmgrenadierkp. eingeteilte Springer
und von 1200.— auf 1450.— Franken für Kai. B, das heisst für die in einem Stab eingeteilten
Springer und die Instruktoren.

18. Mit einer Botschaft vom 19. November 1975 beantragt der Bundesrat den eidg. Räten die
Erstellung einer ersten Bauetappe eines l'fr»'«/t«»jK:f»/raw r/er EMD auf dem Areal der
Militärpferdeanstalt in Bern. Dieses militärische Verwaltungszentrum beansprucht für seine
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erste Bauetappe einen Objektkredit von 56,3 Mio Franken. Es ermöglicht eine räumliche Zu-
sammenfassung von Dienststellen des Departements, die heute in insgesamt 40 verschiedenen
Gebäuden in Bern untergebracht sind. Schon mit der ersten Bauetappe können rund 700, das
heisst ein Viertel der in Bern beschäftigten Beamten des Departements in einem einzigen
Gebäude untergebracht werden. Zusammen mit den rund 300 Personen, die im unmittelbar
daneben gelegenen Verwaltungsgebäude Papiermühlestrasse 14 arbeiten, ergibt sich damit
eine räumliche Zusammenfassung von rund 1000 Arbeitskräften.

III. Zer ZDwce

19. Veranlasst von den Kürzungen im Budget 1975 musste auf die Durchführung einer gros-
seren Zahl von Truppen- und Offizierskursen sowie der freiwilligen Sommer- und Winter-
gebirgskurse verzichtet werden. Die obligatorischen Kurse werden zu einem späteren Zeitpunkt
nachgeholt, damit die Wehrmänner ihre gesetzlich vorgeschriebene Anzahl Diensttage in der
Form der persönlichen Dienstleistung erbringen können. Infolge der Verschiebungen wurden
im Jahr 1975 rund 125 000 Diensttage weniger geleistet als vorgesehen war.

20. Mit drei Beschlüssen vom 19. November 1975 über die vri/ftariirFe /l«rèiM«vg wurden die
bisherigen Vorschriften den letzten Änderungen der Truppenordnung sowie den gewandelten
Ausbildungsbedürfnissen angepasst.

a) Die bedeutendste Änderung betrifft die Schaffung einer Ztw/ra/nr/We I/I B, die als eigent-
liehe «Stabsschule» die Adjutanten, Nachrichtenoffiziere, AC-Schutzoffiziere, Stabsoffiziere
der Flieger- und Fliegerabwehr-, Genie- und Übermittlungstruppen im Oberstleutnantsgrad auf
ihre Funktion vorbereitet. Diese Führungsgehilfen hatten bisher die eigentlich für Komman-
danten bestimmte Zentralschule III A zu bestehen.

b) Als obligatorisch erklärt wurden die bisher freiwilligen viertägigen Einführungskurse für

c) Die KaZerFtwre I a /«> «»geFewZe DzewsY/ZFrerBme« Zm Fraae«Bf//îdfe«j/ej' werden um drei
Tage auf dreizehn Tage erhöht. Zehn Tage reichten nicht mehr aus zur Ausbildung für diese

wichtige Funktion, die dem Feldweibel entspricht.

d) Schliesslich hat das EMD die Dauer der rfer Frà'Fwar«o//ràVre Zw lïOr«-
Z/cbV« von zwanzig auf sechs Tage herabgesetzt, da der Ausbildungsstand infolge verbesserter
Ausbildungsmethoden und mit periodischem Training auch bei kürzeren Dienstleistungen auf-
rechterhalten werden kann.

21. a) Am 6. Januar 1975 ist in Herisau die neue Zec/ra/e bcFzt/e /«V f«rtraF/zo«Än/tv-o/,&.'(?re
(Z.L9J eröffnet worden. Mit der Schaffung dieses Ausbildungszentrums ist die einheitliche
Grundausbildung der Instruktionsunteroffiziere aller Waffengattungen inskünftig sichergestellt.
In der Schule sollen gewählte und im Probedienst stehende Instruktionsunteroffiziere während
rund 7 Monaten das allgemeine Grundwissen erhalten, das sie zur Ausübung ihrer Tätigkeit
als Ausbildner benötigen. Die Schwerpunkte des Unterrichts liegen im allgemeinen mili-
tärischen Wissen, den psychologischen Kenntnissen und der Entwicklung von pädagogischen
Fähigkeiten sowie in der Allgemeinbildung und im Sport. Am ersten Lehrgang nahmen
45 Instruktionsunteroffiziere teil.

b) Die wurde mit Bundesratsbeschluss vom 1. Dezember 1975 in
dem Sinn ergänzt, dass nunmehr der Bund das unbeschränkte Haftpflichtrisiko für Instruk-
torenwagen übernimmt. Der Halter hat einen Beitrag von Fr. 12.— an die erhöhte Risiko-
deckung zu leisten.

22. Auf neue Grundlagen gestellt wurde die /«> Afi//läm'Arc«rcFa//e« r/er ETHZ
mit einer Verordnung des Bundesrats vom 13. August 1975. Unter Beibehaltung der Grund-
satze der bisherigen Regelung wurde eine Verkürzung der drei Schulen (Militärschulen I, II
und III) von bisher ca. 24 auf rund 18 Monate Dauer vorgenommen. Wegen des Unter-
bestandes im Instruktionskorps war es bisher nicht möglich, die Instruktionsoffiziere während
der vorgesehenen Zeit aus ihrer beruflichen Tätigkeit herauszunehmen.
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Es hat sich auch gezeigt, dass das Schwergewicht auf die Vorbereitung für die Tätigkeit als
Lehrer in Offiziersschulen sowie in höheren Schulen und Kursen für Offiziere in der Militär-
schule II zu legen ist. Diese wurde deshalb von bisher 9 Monaten auf ein Jahr verlängert.
Die Militärschule I wurde dagegen von bisher 12 auf 5 Monate verkürzt.

23. Breiten Raum nahmen im Jahr 1975 wiederum die EinràVze zag««r/en r/er
z/w7e» Bere/cAr ein. Vor allem in den Lawinengebieten, aber auch bei andern Katastrophen
verschiedenster Art hat die Armee wertvolle und willkommene Hilfen geleistet. Die Armee-
Helikopter-Flüge im Lawinenfrühling März/April 1975 wurden ohne Rechnungsstellung an
die Betroffenen geflogen.

24. Am 19. Februar 1975 verlangte der Bundesrat mit einer Botschaft über «i/iÄkie Bazr/e«

fBa«èoi.rc/>a// 1275.) Objektkredite im Gesamtbetrag von 348 060 Mio Fran-
ken. Im einzelnen handelt es sich dabei um Kredite für Bauvorhaben (319,73 Mio Franken)
und für Landerwerbe (10 Mio Franken) sowie um Zusatzkreditbegehren zu früher beschlos-
senen Objektkrediten (18,33 Mio Franken). Die Bauprojekte wurden nach ihrer militärischen
Dringlichkeit sowie nach dem Stand ihrer technischen Vorbereitung ausgewählt. — Die Bot-
schaft fand mit dem Bundesbeschluss vom 23. September 1975 die Zustimmung der eidg. Räte.

Seit dem Ende des aktiven Dienstes bis zum Jahr 1975 ist das der militärischen Ausbildung
dienende Grundeigentum des Bundes von ca. 4000 ha auf ca. 19 000 ha angewachsen. In der
jüngsten Zeit begegnen die militärischen Stellen bei der Beschaffung von Land für militärische
Zwecke zunehmenden Schwierigkeiten und einer vielfach planmässig organisierten Gegner-
schaft.

Besondere Landerwerbe des Jahres 1975 betrafen eine Alp im Klöntal sowie ein Gebiet für
den künftigen Sanitätswaffenplatz Moudon. Neben dem Erwerb steht die Inanspruchnahme
von Gebieten auf Grund von langfristigen Benützungsverträgen.

25. Nach langen Auseinandersetzungen über die Zukunft des «zch«- D/cvwt
hat der Bundesrat am 5. November 1975 die entsprechende Verordnung in verschiedenen
Punkten revidiert. Gestützt auf die Anträge einer Expertenkommission hat der Bundesrat
entschieden, dass an der ausserdienstlichen Schiesspflicht festgehalten werde, und dass ihre
Durchführung weiterhin in den Händen der Schiessvereine liegen soll. Im einzelnen brachte
die Verordnung vom 5. November 1975 folgende Neuerungen:

- Infolge der Aufhebung des Wohnortsprinzips ist der Schiesspflichtige nicht mehr zwingend
verpflichtet, seine Schiesspflicht am Wohnort zu erfüllen; immerhin bleibt auch in Zukunft
die wohnörtliche Erfüllung die Regel. Insbesondere können die Schiessvereine Wohnorts-
fremden Schützen die Aufnahme verweigern, wenn hierfür wichtige Gründe vorliegen, z. B.

wenn ihre Schiessanlage zu klein ist.

- Die zulässige Höhe der Mitgliederbeiträge für Pflichtschützen wurde auf 9 Franken fest-
gelegt. Gegen den Willen eines Pflichtschützen dürfen die Schiessvereine keine höheren
Jahresbeiträge einziehen.

- Die Anforderungen des obligatorischen Schiessprogramms werden in dem Sinn erhöht, dass
die Schiesszeiten der beiden Seriefeuer verkürzt und keine Treffer mehr zusammengezählt
werden. Die für schiesspflichtige Wehrmänner festgeigte Mindestleistung ist neu auf
50 Punkte festgelegt worden. Die übrigen Bundesübungen bleiben unverändert; immerhin
werden auch hier keine Treffer mehr zusammengezählt.

- Die Nachschiesskurse dauern inskünftig nur noch einen Tag (bisher 2 Tage). Um ihnen
den Strafcharakter zu nehmen, werden sie nicht mehr in Uniform, sondern in Zivil durch-
geführt.

- Die Abgabepreise der Munition für das ausserdienstliche Schiesswesen sind unter Berück-
sichtigung der Teuerung neu festgelegt worden; sie betragen nun 28 Rappen für die Gewehr-
und 29 Rappen für die Pistolenpatronen (inkl. Sportrappen) für vereinsinterne Übungen.
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26. Mit einer Verordnung vom 8. Dezember 1975 hat der Bundesrat beschlossen, dass ab
1. Januar 1976 auch .WFttwzerFz7rgm/z«ew a« Kme« »»</ Pr»/»«ge» t/er Vor-
Fi/z/zz«g to/we/w/z?« Pöwzze«. Neben den Kursen für Erste Hilfe der schweizerischen Militär-
sanitätsvereine gehören zur militärischen Vorbildung, die Kurse für vordienstliche Schiessaus-
bildung, Flugzeugerkennungs-, Tambouren-, Pontonier-, Funker- und Schmiedekurse sowie die
fliegerische Vorschulung und die Vorschulung der Fallschirmgrenadiere.

IV. Rz/sOzz/zgiproWe/zze

27. Das überragende Ereignis im Zusammenhang mit der /zzalmW/ezz Verstärkung unserer
Armee ist der Abschluss der Evaluationsarbeiten und die Antragstellung an die eidg. Räte
für die Besr/;zz//««g ezzzer zzezzevz i\avzp///«gzezz£r für unsere Armee. Mit einer Botschaft vom
27. August 1975 beantragte der Bundesrat der Bundesversammlung die Beschaffung von
72 Kampfflugzeugen, wovon 6 Kampfzweisitzer, des amerikanischen Typs «T/ger //-Ed E/F».
Hierfür wurde, unter dem Vorbehalt einer späteren Gewährung von Zusatzkrediten für die
Teuerung, die Gewährung eines Verpflichtungskredits von 1170 Franken beantragt.
Aus vornehmlich finanziellen Gründen wird davon abgesehen, das Flugzeug in einem Ganz-
oder Teillizenzbau in der Schweiz herzustellen, sondern es wird lediglich für den grössern
Teil der Flugzeuge (insgesamt für 53 Maschinen) eine EW/zzozz/zzge zn z/er •STFioezz, d. h. im
Flugzeugwerk Emmen beantragt. Den Mehrkosten, von 25 Mio Franken, die daraus erwachsen,
steht der Vorteil gegenüber, dass damit ein Beitrag an die Betriebskosten des Emmener Flug-
zeugwerks geleistet wird. Gleichzeitig wurde mit dem amerikanischen Lieferanten vereinbart,
dass die schweizerische Industrie insofern an dem Flugzeuggeschäft beteiligt werden soll, als
ihr bis zu einem Mindestbeitrag von 50 % des Kaufpreises für die Flugzeuge die Möglichkeit
eingeräumt wird, Kompensationsgeschäfte mit schweizerischen Produkten verschiedener Natur
zu tätigen. Mit dieser neuartigen Beschaffungsformel sollen im «Tiger»-Geschäft erste Erfah-
rungen gemacht werden.
Das zur Beschaffung vorgeschlagene Kampfflugzeug «Tiger» ist ein Überschall-Kampfflugzeug,
das besonders für die Bewältigung von Luftkampfaufgaben gebaut wurde. Es soll innerhalb
der schweizerischen Luftraum-Sicherung die /lzz/gaFe« Rz/zzwrcEzz/zej erfüllen, während
die bisher mit diesem Einsatz betrauten Kampfflugzeuge «Hunter» die Aufgaben des Erd-
kampfes übernehmen sollen und zu diesem Zweck gewisse Anpassungen erfahren.
In der Dezembersession 1975 hat der Ständerat, als Prioritätsjahr, der beantragten «Tiger»-
Beschaffung zugestimmt.

28. in der Reihe der seit dem Jahr 1968 alljährlich beschlossenen Rüstungsprogramme brachte
das «Rzzs/zzzzgrprograw;» 7575» die Verwirklichung der ersten Etappe des militärischen Investi-
tionsprogramms 1975- 79. Das von den eidg. Räten mit Bundesbeschluss vom 29. September
1975 beschlossene Programm bewilligte Verpflichtungskredite für Kriegsmaterialbeschaffungen
in der Höhe von 508 Mio Franken sowie durch die Teuerung verursachte Zusatzkredite von
insgesamt 14.2 Mio Franken.
Das Schwergewicht dieses Programms lag in der Steigerung der Kampfkraft der Mechanisier-
ten Divisionen mittels der Beschaffung von weitern 710 .9/zzc.b z/es .SV/wezzer Pi/zzzers 6<? mit
Begleitfahrzeugen und Munition, im Kostenbetrag von 447 Mio Franken. Dem Entscheid
zugunsten des Schweizer Panzers 68 ging eine längere Auseinandersetzung über die Eignung
dieses Panzertyps voraus, wobei der deutsche Panzer «Leopard» in Konkurrenz zum Schwei-
zerischen Produkt stand. Nachdem die Fachleute die Eignungsfrage bejaht hatten, ist bereits
mit dem Rüstungsprogramm 1974 eine ßeschaffungstranche von 50 Stück des schweizerischen
Panzers 68 beschlossen worden. Mit den 110 neuen Panzern sollen die im Jahr 1951 —
während des Krieges in Korea — in Frankreich gekauften Leichtpanzer AMX-13 ersetzt
werden. Diese sind heute technisch überholt.
Die ersten .ScFzteezzpzzzzzer 63/75 zzz/7 JFVf/evzlrz/wz zzzzz/ 20 zzz/zz ivzwotze wurden abgeliefert, so
dass mit der Umschulung auf das neue Fahrzeug begonnen werden konnte.

Neben der Panzerbeschaffung sieht das Rüstungsprogramm 1975 eine Modernisierung und
Verstärkung der terrestrischen Fliegerabwehr auf dem Weg über die Ausrüstung der 20 mm
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Fliegerabwehrkanonen mit dem neuen F/;eger«£tüeAr-V/j/er 75 vor (18 Mio Franken). Im wei-
tern soll die persönliche Ausrüstung des Wehrmanns mit einem »ewe« ver-
bessert werden (43 Mio Franken).

29. Das Schwergewicht unserer heutigen PöKzertya//e wird vom mittelschweren britischen Typ
Centurion gebildet. Dessen Herstellerfirma Vickers hat uns auf die Möglichkeit einer erhebli-
chen Steigerung des Kampfwerts dieses Panzers aufmerksam gemacht, die mit technischen
Verbesserungen an den vorhandenen Fahrzeugen erreicht werden können. Im Herbst 1975

sind von uns zwei derart verbesserte Centurions erworben worden. Diese sollen nun auf ihre
Eignung getestet werden, wobei abgeklärt werden soll, ob die in unserer Armee eingeführten
rund 500 Centurions — oder Teile davon — nach den Vorschlägen der Herstellerfirma moder-
nisiert werden sollen.

50. Im Rahmen der Massnahmen zur Verbesserung des Bundesfinanzhaushalts wurde auf den
1. Februar 1975 die /«> arœeetozg/icèe Afotor/aèrzeage auf die beiden Kate-
gorien leichte Geländelastwagen, ausgerüstet für den Leitungsbau und auf leichte Motor-
wagen, ausgerüstet als Sanitätswagen eingeschränkt. Im Verlauf des Jahres zeigte es sich,
dass nur eine militärisch ungenügende Zahl von leichten, für den Leitungsbau geeigneten
Geländelastwagen neu in Verkehr gesetzt wurden. Um zur Anschaffung dieser Fahrzeuge
anzuspornen — die im Mobilmachungsfall requiriert werden können — wurde mit einem
Bundesratsbeschluss vom 26. November 1975 der Bundesbeitrag an diese Fahrzeuge von
3000.— auf 6000.— Franken erhöht.

31. Die tw7n«g/P7;Vc« RzVrtozgraw/gtfFe« der Armee in den nächsten Jahren haben die Armee
auf den Stufen der eigenen Forschung und Entwicklung sowie der Evaluation von fremdem
Material stark beschäftigt. Die Schwergewichte dieser Arbeiten lagen insbesondere in folgen-
den Bereichen:

- der Vermehrung der Zahl und der Steigerung der Leistungen der P<7«zeratoe7>rzz.'ö//e«;

- die Modernisierung der vorhandenen Panzer;

- die Verbesserung und Verstärkung der

- die Beschaffung von

- die Modernisierung unserer Mittel der e/e£zro«z'rcFe« Xr/>g/äFra»g ««</ /la/F/Är««"/

- die verschiedenen Ausrüstungen und Einrichtungen zum 5<7z«.'z 7er Trz/ppe;

- Anlagen und Einrichtungen im Bereich der /»zFtärAcFe«

Bei diesen Beschaffungsmassnahmen handelt es sich in erster Linie um Investitionen, die ent-
weder der Schliessung von Rüstungslücken, oder dem dringenden Ersatz von überaltertem
Material dienen.

32. Eine Expertenkommission für eine neue UHtoWftfeotf/W/o» «/« KV/egwa/eràz/r hat ihre
Arbeiten mit einem Bericht abgeschlossen. Die in Aussicht genommenen Massnahmen sind
auf eine möglichst hohe Einsatzbereitschaft des Kriegsmaterials ausgerichtet. Dabei sollen die
Militärwerkstätten vermehrt zu Unterhaltsarbeiten herangezogen werden. Ein wesentliches
Ziel der beantragten Massnahmen liegt darin, ein tragbares Verhältnis zwischen den Unter-
halts- und Verwaltungskosten (laufende Ausgaben) und den Aufwendungen für die materielle
Verstärkung der Armee (Rüstungsausgaben) herzustellen.

V. Afata/fowe» <z«/ JaFrertWe
33. /I«j7>eè«;z,ge?z

Im Jahr 1975 wurden zur Armee ausgehoben:

- die normalen Angehörigendes Jahrgangs 1956.

- bisher nicht ausgehobene, ältere Wehrpflichtige,

- freiwillig vorzeitig rekrutierte Angehörige der Jahrgänge 1957 und 1958.
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34. Ûèerriv// z« ez'/ze zzzzz/ere Heerw^/rtKe

Auf den 1. Januar 1976 traten in die Landwehr über, alle im Jahr 1943 geborenen Soldaten,
Gefreiten und Unteroffiziere, in den Landsturm diejenigen des Jahrganges 1933. Der Übertritt
der Subalternoffiziere erfolgte in der Regel gemäss ihrem Jahrgang. Wo es jedoch zur Erhaltung
der Sollbestände nötig war, wurden sie in einer Heeresklasse belassen bzw. vorzeitig versetzt.
Der Ubertritt der Hauptleute in die Landwehr bzw. den Landsturm richtete sich nach dem
Bedarf.

35. E»rtojz/zzge« azzr r/er WeErp//z'c/>Z

Auf den 31. Dezember 1975 wurden aus der Wehrpflicht bzw. aus der Einteilung entlassen,
alle im Jahr 1925 geborenen Unteroffiziere, Gefreiten. Soldaten und Hilfsdienstpflichtigen
und die im Jahr 1920 geborenen Hauptleute und Subalternoffiziere. Sie können jedoch bei
einem zwingenden militärischen Bedürfnis mit ihrem schriftlichen Einverständnis über das

Alter der Wehrpflicht hinaus in der Armee verwendet werden, längstens jedoch bis zum Ende
des Jahres, in dem sie das 65. Altersjahr vollenden.
Schliesslich wurden, gestützt auf die Revision der Militärorganisation von 1974, auf Jahresende
1975 generell alle Stabsoffiziere (Obersten, Oberstleutnants und Majore), die im Jahr 1975

das 65, oder ein höheres Altersjahr vollendet haben, aus der Wehrpflicht, bzw. aus ihrer Ein-
teilung entlassen.

Kwrz

Jahresrapport der Grenzdivision 5

L)er Rapport der Grenzdivision 5 versammelte am 10. Januar in Reinach AG die Korn-
mandanten aller Stufen, die Stabsoffiziere sowie zahlreiche zivile und militärische Gäste.
Der Divisionskommandant, D/Hrionär H<m zog in seinem Referat das Fazit aus
der Arbeit des vergangenen Jahres und skizzierte das Programm für 1976. Fortschritte seien

vor allem in der Schulung der Kader und Stäbe erzielt worden, während beim Soldaten «viel-
fach die notwendigen Automatismen und damit die Sicherheit in der Waffenhandhabung
fehlen».

Der Divisionär sprach sich für eine vermehrte Ko«ze«/rö/z'ozz az;/ dar JUcje;z//ici6c aus. «Wir
brauchen den Mut zum Verzicht», und zwar in der Ausbildung durch rücksichtslose Kürzung
des Stoffes und in der Rüstungsbeschaffung, indem wir neue Waffen und Geräte nur dann
fordern, «wenn sie wirtschaftlich, wirkungsvoll und miliztauglich sind».

Ausführlich äusserte sich Trautweiler zum Thema «Zzzzzzzzg zzz t/er ylzzrèzWzrzzg»; «Kriegsgenügen
verlangt reflexartige Beherrschung von Waffen und Geräten. Diese Sicherheit wird durch
intensives üben erreicht. Das ist anstrengend und langweilig. Richtig verstandene militärische
Ausbildung ist ihrer Natur nach unbeliebt.» Der Divisionskommandant fordert deshalb, die
Ausbildung und ihre Gestaltung mit einer rezVgewime« zVIz-Z/zoz/kfe den konkreten Voraussetzun-
gen des Auszubildenden anzupassen. Darüber hinaus aber müsse eine Erzz'eAzzzzg zzzzw bo/zteezz

erfolgen, damit dieser «aus besserer Einsicht, als freier Bürger, sich einordnet und unterzieht».

Schliesslich hielt Divisionär Trautweiler der überbordenden fCrz/z'E zzzz z/er Hrzzzee entgegen, dass
das behauptete Malaise keineswegs bestehe, wenn wir es uns nicht selber schüfen. Er forderte
auf, in vermehrtem Masse das PorzVzVe «zwerer Hrz»ee zzzz/zzzzez'ge« z/zzre/z z/z'e Verzzrz'M/««g zzo/z

Dz'ezzrrer/eèzzwre/z. «Kader und Truppe sollen aus eigener Anschauung und eigenem Erleben
von den Erfolgsaussichten unserer Verteidigungsanstrengungen überzeugt werden. Dann wird
ihre positive Haltung in das Volk und in die Behörden ausstrahlen.»
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